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Sie arbeiten in getrennten Betrieben, 
unter ganz unterschiedlichen Bedin-
gungen. Sie streiten für verschiedene 
Tarifverträge. Und dennoch halten sie 
zusammen: Die Beschäftigten des 
Uniklinikums Düsseldorf haben am  
19. September gemeinsam mit ihren 
Kolleginnen und Kollegen der ausge-
gliederten Servicegesellschaften ge-
streikt. Ihre Forderung: Gute Arbeitsbe-
dingungen und Tarifverträge für alle.

Die Kinderkrankenschwester Regi-
na Landwehr findet es toll, dass Pfle-
gekräfte und Servicebeschäftigte ge-
meinsam auf die Straße gehen. »Das 
ist für beide der richtige Weg, dem 
Arbeitgeber klar zu machen: So geht 
es nicht weiter.« In der Vergangenheit 
habe die Klinikleitung oft die jeweils 
andere Beschäftigtengruppe einge-
setzt, um Streiks zu unterlaufen. »Wir 
wurden immer gegeneinander ausge-
spielt. Es wird Zeit, das nicht länger 
hinzunehmen«, so die 61-Jährige. In 
den Servicebetrieben herrschten »Zu-
stände wie im Mittelalter«. Die Be-
schäftigten würden drangsaliert und 
angebrüllt. Das bekämen auch die 
Pflegekräfte mit, die sich zunehmend 
mit ihren Kolleginnen und Kollegen im 
Servicebereich solidarisierten.

Die Elektrikerin Nina Krieger ist 
davon überzeugt, dass die Beschäftig-
ten der Dienstleister durch den ge-
meinsamen Streik gestärkt werden: 

»Man sieht, dass wir ein Unternehmen 
sind und uns nicht auseinander dividie-
ren lassen. Das tut gut.« Die Beschäf-
tigten der Tochterfirmen UKM und 
GKD engagieren sich seit Monaten 
dafür, dass sie wie ihre Kolleginnen und 
Kollegen in der Muttergesellschaft auf 
dem Niveau des Tarifvertrag der Länder 
bezahlt werden. Zur Zeit verdienen 
viele von ihnen über 500 Euro weniger 
im Monat. Für sie gilt weder die be-
triebliche Altersversorgung noch die 
Jahressonderzahlung. Um das zu  
ändern, haben sich hunderte Service- 
beschäftigte in ver.di organisiert und 
bereits fünf Mal die Arbeit niedergelegt.

Streik für Entlastung
Zugleich fordert die Gewerkschaft für 
die Beschäftigten des Uniklinikums 
einen Tarifvertrag zur Entlastung. Unter 
anderem soll festgelegt werden, wie 
viel Personal in den Bereichen und 
Stationen mindestens zur Verfügung 
stehen muss. »Wir unterstützen uns 
gegenseitig«, betont Teslime Özdemir. 
Als »Gestellte« des Uniklinikums in der 
Servicetochter UKM gelten für sie die 
Tarife der Muttergesellschaft. Doch die 
Schlechterstellung ihrer direkt bei der 
UKM angestellten Kolleg/innen findet 
die Disponentin empörend. »Wer die 
gleiche Arbeit macht, muss auch die 
gleichen Rechte und die gleiche Bezah-
lung bekommen. Wir wollen keine 

Ganz vorn

Beschäftigten zweiter oder dritter Klas-
se.« Auch der Krankenpfleger Adrian 
Eiken findet es »einfach ungerecht«, 
dass in den Servicegesellschaften Nied-
riglöhne gezahlt werden. Die Pflege-
kräfte arbeiteten auf den Stationen eng 
mit den Serviceassistent/innen und 
Reinigungskräften zusammen. »Die 
sind genauso überlastet wie wir – das 
bekommt man mit.« Entlastung sei in 
allen Bereichen des Krankenhauses 
dringend nötig, so der 31-Jährige.

»Da hilft nur Solidarität«
Doch die Manager wollen weder Ver-
einbarungen für mehr Personal im 
Uniklinikum noch Tarifverträge in den 
Tochterfirmen. In den Servicegesell-
schaften wenden sie einseitig einen 
Tarifvertrag der IG BAU an – obwohl 
die Baugewerkschaft längst klargestellt 
hat, dass sie für die Unternehmen 
nicht zuständig ist. Zugleich setzen die 
Geschäftsführer – offenbar mit Rü-
ckendeckung des Uniklinikums – alles 
daran, die Beschäftigten vom Streik 
abzuhalten. Kolleg/innen berichten, 
dass Vorgesetzte Streikenden weniger 
Arbeitsstunden geben oder ihre Wün-
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Ergo- und Physiotherapeut/innen 
machen Patient/innen wieder fit  Seite 7

Gemeinsam starkGemeinsam stark

Manchmal denke ich, unsere ver.di 
sei bipolar gestört, mal himmelhoch 
jauchzend und dann zu Tode betrübt, 
Manie und Depression.

Nicht erst seit gestern kämpfen 
wir für Entlastung, aktuell vorrangig 
im Krankenhaus, sowohl auf der 
politischen Ebene als auch in den 
Betrieben und mit der Tarifarbeit. 
Wir sind lauter geworden, mehr Men-
schen sind auf unserer Seite. Unser 
Ziel, ein Wahlkampfthema zu beset-
zen, ging, wenn auch spät, im Bun-
destagswahlkampf auf. So, als der 
junge Kollege der Kanzlerin unange-
nehme Fragen zur Pflege stellte oder 
als wir bundesweit mit der korrekten 
Händedesinfektion deutlich machten: 
Es fehlt an Kolleginnen und Kollegen. 
Aktionen und Streiks wie an der  
Charité, in Augsburg oder Düsseldorf 
zeigen den Ernst der Lage und unse-
ren Willen, nicht locker zu lassen.

Das Thema ist in der politischen 
Arena. An manchen Stellen wird 
verhandelt, zumindest in einigen 
Bereichen will man Untergrenzen 
festsetzen, im Saarland will man 
1.000 Pflegestellen schaffen… . Aber, 
richtig ändern tut sich nichts. Das 
Finanzierungssystem über Fallpau-
schalen sorgt weiter dafür, dass 
Personal eingespart wird. Viele mei-
nen, das alles habe keinen Sinn. Die 
hören ja doch nicht auf uns. »Lass 
mich in Ruhe, ich bin müde und will 
nicht mehr.« So eine liebe Kollegin 
gestern, als ich sie für die nächste 
Aktion gewinnen wollte.

Aber es gibt auch andere. Die 
sagen mir, dass alle Aktionen doch 
nur »Kindergeburtstage« seien. Auch 
sie sind unzufrieden. Wir müssten  
es machen wie die Piloten, heißt es 
auf Facebook. Warum sind wir nicht 
alle im Ausstand? Angesichts uner-
träglicher Arbeitsbedingungen brau-
chen wir schnelle Lösungen. Entlas-
tung schenkt uns keine Regierung. 
Die müssen wir uns selbst erkämp-
fen. Keiner wird das für uns tun. Des-
wegen müssen wir überall die Orga-
nisation festigen und stärken, um 
einen Kampf durchstehen zu können.

Erfolge werden wir nur erreichen, 
wenn jene, die müde sind oder ängst-
lich, die meinen, es hätte ja doch 
keinen Sinn, wenn die mitmachen bei 
dem Sichwehren. Das betrifft Ge-
werkschaftsmitglieder wie Noch-
Nicht-Mitglieder. Die Organisation 
ist die Voraussetzung für Erfolge. 

Diese Kolleginnen und Kollegen 
zu überzeugen, das ist das berühmte 
dicke Brett. Und dazu brauchen wir 
die anderen, jene, die nicht mehr 
warten wollen, denen nichts schnell 
genug geht. Ihr brennt, ihr müsst die 
Kolleginnen und Kollegen anstecken, 
das ist jetzt unsere Aufgabe, damit 
unsere Interessen Realität werden,
meint euer 

Michael Quetting

Die Kolleginnen und Kollegen am Düsseldorfer Uniklinikum halten zusammen (oben).  
Auch viele Auszubildende beteiligten sich am Streik.

Pflegekräfte und Servicebeschäftigte an der Uniklinik Düsseldorf streiken zusammen für mehr Personal und gute Bezahlung

Marienhaus macht mit
Erstmals beteiligt sich ein katho- 
lisches Krankenhaus an den Streiks 
für Entlastung. Am 11. Oktober 
legten Pflegekräfte der Marien-
hausklinik im saarländischen Ott-
weiler die Arbeit nieder. Sie wollen 
dasselbe wie ihre Kolleg/innen bei 
öffentlichen und privaten Trägern: 
Arbeitsbedingungen, die eine gute 
Pflege ermöglichen und die Be-
schäftigten nicht krank machen.
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Aktionen für mehr Personal   
ver.di fordert Entlastung             Seite 6

Proteste international 
Klinikbeschäftigte wehren sich  Seite 3

sche bei der Urlaubsplanung ignorie-
ren. Zuletzt fotografierte ein Manager 
gar einzelne Teilnehmer/innen eines 
Warnstreiks, um sie einzuschüchtern.
Dagegen geht ver.di mit einer Unter-
lassungsaufforderung vor.

»Es ist unglaublich, zu welchen 
Mitteln das Management eines landes-
eigenen Unternehmens greift, um 
Beschäftigte an der Ausübung ihres 
Grundrechts auf Streik zu hindern«, 
kritisiert die zuständige ver.di-Sekretä-
rin Herma Janßen. »Gegen solche 
Methoden hilft nur eins: Solidarität.«
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Manchem Arbeitgeber ist es eine Her-
zensangelegenheit, die Gesundheit der 
Kolleg/innen zu schützen. Den meisten 
anderen nicht. Da dümpelt der Arbeits-
schutzausschuss (ASA) im Windschat-
ten der Chefetage. Ein unschuldiger 
Brief kann die Initiativkräfte anheizen:

An
Betriebsarzt, Sicherheitsfachkraft, 
Geschäftsführung

Sehr geehrte Damen und Herrn,
wir bearbeiten Klagen der Kolleginnen 
und Kollegen über steigende Belastun-
gen an den Arbeitsplätzen. Wir sind 
dabei sicher nicht allein.

Bei der Durchsicht unserer Akten 
fiel uns auf: Keiner der Vorschläge 
zum Gesundheitsschutz, welche Be-
triebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit gemäß ASiG § 9 Abs. 2 der 
Betriebsleitung vorlegten, liegt uns 
vor. Bitte überlassen Sie uns diese 
Vorschläge aus den vergangenen zwei 
Jahren in Kopie.

Ebenso fiel uns auf, dass uns durch 
den Arbeitgeber keine begründete 
Ablehnungen von Vorschlägen gemäß 
ASiG § 8 Abs. 3 in Abschrift zugestellt 
wurden. Daher unsere Frage an den 
Arbeitgeber: Wurden keine Vorschläge 
abgelehnt? Oder wurden Ihnen keine 
Vorschläge gemacht?

Für unsere Sitzung am ….. ab ….. 
Uhr zum Tagesordnungspunkt »Proak-
tiv im ASA – Handlungsbedarfe und 
Handlungsverantwortliche« lade ich 
Sie gemäß BetrVG § 29 Abs. 4 / BPers-
VG § 34 Abs. 4 / MVG § 25 / MAVO § 
16 Abs. 6 bzw. 27 Abs. 1 / hinzu.

Mit freundlichen Grüßen …       -tob

ASA wird proaktiv

Deutschland hat gewählt. Uns Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer kann 
das Ergebnis der Bundestagswahl nicht 
zufrieden machen. Unsere Themen zu 
platzieren, wird nicht einfacher. Und 
das Abschneiden der AfD muss uns 
mehr als besorgt machen. Erstmals 
ziehen wieder Rechtsextremisten ins 
Parlament ein. 

Fast 60 Prozent haben diese Partei 
nicht aus Überzeugung, sondern aus 
Enttäuschung über andere Parteien 
gewählt. Nicht wenige Gewerkschafts-
mitglieder sind darunter. Mit ihnen gilt 
es, sich auseinanderzusetzen. Die AfD 
kann keine Alternative sein, sie ist 
arbeitnehmerfeindlich und setzt auf 
Spaltung statt auf Zusammenhalt. 

Soziale Fragen sind im Wahlkampf 
eindeutig zu kurz gekommen. Auch 
dafür haben CDU und SPD vom Wäh-
ler die Quittung bekommen. In der 
letzten Wahlkampfwoche ist es gelun-

Die Probleme lösen
von Sylvia Bühler

Höhergruppierung: Vorsicht Stufenlaufzeit!

ZWISCHENRUF

Liebe drei,
über ein paar Monate habe ich, Kran-
kenschwester in der Entgeltgruppe  
P 7, auf der IMC (Intensiv) ausgehol-
fen. Nun soll ich fest dahin wechseln. 
Die Schichtzulage fällt dann weg. 
Eigentlich steht mein Aufstieg in die 
Stufe 4 für April 2019 an. Mit der 
Höhergruppierung nach EG P 8 fahre 
ich sicher besser. Muss ich einen 
Antrag stellen?         Anita, München

Liebe Kollegin, 
die dauerhafte Übertragung der 
neuen Tätigkeit braucht dein Einver-
ständnis. Die Höhergruppierung folgt 
dann »automatisch«, ohne Antrag. 

Die Intensivzulage macht die Schicht-
zulage wett. Doch Achtung: In der 
höheren Entgeltgruppe beginnt für 
dich die Laufzeit der Stufe 3 von vorn.

Erster Tipp: Mach deine Unter-
schrift unter dem Änderungsvertrag 
davon abhängig, dass dir deine Aus-
hilfsmonate auf diese Stufenlaufzeit 
angerechnet werden.

Zweiter Tipp: Mit einem kleinen 
Werkzeug kannst du durchspielen, 
ob und wie du tatsächlich besser 
stehst: www.schichtplanfibel.de/
tvoed/hoehergruppierung.pdf
Oft lohnt es, mit dem Karriereschritt 
bis nach dem Stufenaufstieg zu 
warten.                                            -tob

 

gen, die Situation der Pflege als be-
deutsames Thema zu setzen. Dazu 
haben unsere betrieblichen Aktionen 
und öffentlichkeitswirksamen Proteste 
maßgeblich beigetragen. Die Parteien 
haben fast unisono erklärt: Die Pflege 
ist wichtig und braucht bessere Bedin-
gungen. Die Bundeskanzlerin will die 
Bezahlung der Pflegeberufe zur Chef-
sache machen. SPD-Kanzlerkandidat 
Martin Schulz forderte einen »komplet-
ten Neustart« mit mehr Personal, bes-
serer Bezahlung und mehr Pflegeplät-
zen. 100.000 Pflegekräfte mehr in den 
Krankenhäusern, fordert Die Linke.  
Die FDP will »die beruflichen Bedin-
gungen für Pflegekräfte verbessern«. 
Die Grünen fordern ein Sofortpro-
gramm zur Schaffung von 25.000 
zusätzlichen Stellen. Das alles haben 
wir uns gut gemerkt und werden die 
Parteien regelmäßig an ihre Verspre-
chen erinnern. 

Wir lassen nicht locker, bis gesetz-
liche Personalvorgaben verbindlich 
eingeführt sind. In der Altenpflege 
genauso wie im Krankenhaus. Das 
muss in den Koalitionsvertrag der neu-
en Regierung. Ob in Kliniken, Pflege-
einrichtungen, Kitas oder der Sozial-
arbeit – überall wird wichtige und 
professionelle Arbeit geleistet. Sie 
muss aufgewertet werden, die Be-
schäftigten brauchen Entlastung. Denn 
drängende gesellschaftliche Probleme 
muss man lösen – das sollte der Wahl-
ausgang lehren.

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundesvor-
stand und leitet den Fachbereich Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.

AN DIE REDAKTION:  redaktion.drei@verdi.de

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  redaktion.drei@verdi.de
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»Wie erholst du dich am Wochenende?«
  

Das Wochenende ist wichtig, du 
hast endlich frei. Wie verbringst  
du deine Freizeit am liebsten?  
Bist du aktiv oder legst du die  
Füße hoch? Gefragt und geant-
wortet haben Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Schreibwerkstatt 
der drei-Redaktion Anfang April  
in Bielefeld. 

Sven Kersting
IMC- und Anästhesiepfleger,
Roland Klinik Bremen

Michael Meier 
Gesundheits- und Krankenpfleger,
Asklepios Klinik Lindau

Bernd Mattheis 
Betriebsrat,
Klinikum Kassel

Fo
to

s 
(3

):
 B

er
n

d
 M

at
th

ei
s,

 (
1

) 
M

ic
h

ae
l M

ei
er

UMFRAGE

»Ich lese viel und suche den 
Ausgleich beim Mountain-
biking. Im Sommer findet man 
mich hauptsächlich in den 
Bergen.«

»Ich bin am Wochenende eher 
der Faule. Aber nach dem 
Ausschlafen gehe ich gerne 
auch mal Wandern und mache 
Gartenarbeit. Ist es kalt, gehe 
ich auch Shoppen oder Essen. 
Ganz ohne Zeitdruck.«

»Kopfhörer auf, Laufschuhe  
an, Play drücken und zwei  
Mal 20 Kilometer laufen.  
Das ist mein Rückzugspol.  
Bei gutem Wetter gibt mir  
der Strandkorb in meinem 
Garten den Rest.«

»Meine Freizeit nutze ich gerne, 
um mich umfassend zu bilden. 
Neben meinem Beruf studiere 
ich Philosophie und nehme 
auch gerne an den Bildungs-
angeboten von ver.di teil.«

Sabine Lünert 
Kita-Leitung,
AWO Kindertagesstätten Ludwigslust

 
PRO & CONTRA

PRO CONTRA

Altenpflege

Der CDU-Politiker Erwin Rüddel und 
der Bundesverband privater Anbieter 
sozialer Dienste (bpa) wollen die 
Fachkraftquote in der Altenpflege 
verschlechtern, im ersten Schritt 
nach dem sogenannten baden-würt-
tembergischen Modell. Demnach 
kann der Anteil der Pflegefachkräfte 
unter den von Erwin Rüddel geschil-
derten Bedingungen um zehn Pro-
zent gesenkt werden. 20 Prozent der 
Beschäftigten können dann Fach-
kräfte anderer Berufe sein. Das brin-
ge »mehr Fachlichkeit bei mehr Flexi-
bilität«. Klingt gut, ist es aber nicht. 
Musiktherapeut/innen oder Dorfhel-
fer/innen machen gute und sinnvolle 
Arbeit. Doch examinierte Pflegekräf-
te können und sollen sie nicht erset-
zen. Vor allem aber: Die Möglichkeit, 
examinierte Fachkräfte gegen zwei-
jährig ausgebildete Pflegekräfte aus- 
zutauschen, könnte als Einfallstor 
zur dauerhaften und flächendecken-
den Absenkung des Qualifikations- 
niveaus dienen.

Studien belegen: Werden Pflege-
fachkräfte durch fachfremde Be-
schäftigte oder Hilfskräfte ersetzt, 
leidet die Qualität. Ganzheitliche 
Pflege ist so nicht möglich. Die Ar-
beitsbelastung der verbliebenen 
Pflegefachkräfte verschärft sich wei-
ter. Noch mehr Kolleginnen und 
Kollegen werden aus dem Beruf 
vergrault. Der Fachkräftemangel ist 
daher kein Argument für die Absen-
kung der Fachkraftquote – im Ge-
genteil. Gute Arbeitsbedingungen 
und eine angemessene Bezahlung 
können den Fachkräftebedarf von 
morgen sichern. Es müssen mehr, 
nicht weniger Pflegefachkräfte ans 
Bett. 

Miriam Fischer, Altenpflegerin in 
Backnang in Baden-Württemberg

Oftmals wurde ich in letzter Zeit von 
Fachleuten aus der Praxis auf das 
baden-württembergische Modell 
angesprochen. Hierbei kann die 
Fachkraftquote in Pflegeeinrichtun-
gen flexibilisiert werden. Dadurch 
kann die Quote der Pflegefachkräfte 
von 50 Prozent abgesenkt werden 
auf mindestens 40 Prozent, sofern 
im Gegenzug 20 Prozent andere 
Fachkräfte oder aber Pflegekräfte 
mit einer zweijährigen Ausbildung 
eingesetzt werden. Das heißt, zehn 
Prozent der Fachkraftquote können 
ersetzt werden durch 20 Prozent 
mindestens zweijährig ausgebildete 
Pflegekräfte. Das bedeutet mehr 
Fachlichkeit bei mehr Flexibilität. 

Die Anrechnung von Pflegekräf-
ten mit einer zweijährigen Ausbil-
dung auf die Fachkraftquote wäre 
auch sinnvoll in Hinblick auf die 
Pflegeberufereform: Nach der zwei-
jährigen gemeinsamen Ausbildung 
gibt es eine Zwischenprüfung, so 
dass diejenigen, die nicht nach drei 
Jahren einen Abschluss als Pflege-
fachkraft machen, einen Abschluss 
als Pflegeassistent bekommen. Hier 
könnte entsprechend der Qualifizie-
rung eine Anpassung der Kompeten-
zen stattfinden und die dazugehöri-
ge anteilige Anrechnung auf die 
Fachkraftquote.

Mir ist wichtig, die gute Versor-
gung in der Pflege sicherzustellen. 
Die Lösung, die Baden-Württemberg 
gewählt hat, finde ich einen diskussi-
onswürdigen Ansatz: Dies ist eben 
keine Absenkung der Pflegequalität, 
sondern würde einerseits die Quali-
tät der Versorgung gewährleisten 
und andererseits einen flexibleren 
Personaleinsatz ermöglichen.

Erwin Rüddel, pflegepolitischer 
Sprecher der CDU/CSU im Bundestag
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Fachkraftquote absenken?

TVöD-B und TVöD-K digital
Auf der Internetseite des ver.di-Fach- 
bereichs 3 gibt es nun nicht nur die 
»durchgeschriebene Fassung« des  
Tarifvertrags für den öffentlichen  
Dienst für den Bereich der Kranken-
häuser (TVöD-K), sondern auch für  
Pflege- und Betreuungseinrichtungen 
(TVöD-B). In der digitalen Fassung 
finden sich auch Hinweise auf die 
Rechtsprechung sowie Infografiken, 
die Zusammenhänge veranschaulichen.
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LESETIPP

Dokumentation Workshop

»Personalbemessung  
in Krankenhäusern  
im internationalen Vergleich«

Gesundheits- und Sozialwesen: Proteste international

Ukrainische Pflegekräfte  
protestieren gegen Kürzungen

Ukraine Rund 1.500 Beschäftigte 
aus Krankenhäusern und Pflegeheimen sind am 
19. September in Kiew auf die Straße gegangen, um  
für höhere Löhne und gegen Kürzungen im Gesund- 
heitswesen zu protestieren. Die von der Gewerkschaft  
HWWU mobilisierten Demonstrantinnen und Demonst-
ranten forderten unter anderem eine Erhöhung der  
Gesundheitsausgaben von drei auf sieben Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Die Gewerkschaftsvorsitzende  
Viktoriia Koval berichtete von nicht ausgezahlten Löhnen, 
die sich bis August auf insgesamt 100 Millionen Ukraini-
sche Griwna (knapp 3,2 Millionen Euro) beliefen. Sie kün-
digte noch größere Aktionen an, »wenn uns die Politiker 
nicht zuhören«.

Massenentlassung streikender  
Pflegekräfte in Kenia

Kenia Pflegekräfte in Kenias Krankenhäusern sind seit 
über drei Monaten im Streik. Damit wollen sie die Einhal-
tung ihres Tarifvertrags erzwingen. Der Rat der Provinz-
gouverneure hatte zuvor erklärt, der Tarifvertrag könne 
aufgrund von »Engpässen im Staatshaushalt« nicht 
umgesetzt werden. Statt auf die Forderungen der Pflege-
kräfte einzugehen, erklärten die Gouverneure den Streik 
für »illegal«. Sie drohen mit Massenentlassungen und 
beginnen damit, die Stellen der Streikenden neu auszu-
schreiben. Der Generalsekretär der Gewerkschaft der ke-
nianischen Pflegekräfte (KNUN), Seth Panyako, betonte, 
auch in Kenia hätten Beschäftigte ein Recht auf Streik. 
Der Arbeitskampf werde »ungebrochen fortgesetzt«.

Längster Krankenhausstreik in Norwegen

Norwegen Pflegekräfte in den Kliniken der norwegi-
schen Krebsgesellschaft streiken seit über 100 Tagen 
gegen drohende Verschlechterungen bei Löhnen und 
Arbeitsbedingungen. Der längste Krankenhausstreik in 
der Geschichte des Landes richtet sich gegen den Plan 
des Krankenhausträgers, den Arbeitgeberverband und 
damit den Tarifvertrag zu wechseln. Für die Pflegekräfte 
hätte das deutliche Einbußen zur Folge. Der Streik erhält 
viel Unterstützung, nicht nur von anderen Gewerkschaf-
ten, sondern auch von den Verbänden der Patient/innen 
und Rentner/innen.

Gewerkschafter bei Korian vernetzen sich

Belgien Multinationale Konzerne machen sich in Europas 
Gesundheitswesen breit. Unter dem Dach des Europäischen Ge-
werkschaftsverbands für den öffentlichen Dienst (EGöD) vernet-
zen sich deshalb auch die Gewerkschaften über Ländergrenzen 
hinweg. So trafen sich Anfang September in Brüssel Beschäftigte 
der französischen Korian-Gruppe, die hierzulande unter ande-
rem den Pflegeheimbetreiber Casa Reha übernommen hat. Die 
Teilnehmer/innen aus Italien, Frankreich, Belgien und Deutsch-
land berichteten, dass private Konzerne wie Korian ihre Profite 
maximieren, indem sie Löhne kürzen und Stellen streichen. »Wir 
müssen diesen Trend umkehren«, forderte Guillaume Durivaux, 
der beim EGÖD für multinationale Konzerne zuständig ist. Die 
Beschäftigten müssten in den Unternehmen mitbestimmen 
können, um eine hochwertige Versorgung und gute Arbeitsbe-
dingungen sicherzustellen.

EUROPA

ASIEN

AFRIKA

AMERIKA
Belgien Ukraine

Kenia

US-Gewerkschaften contra Fresenius

USA Beschäftigte von Fresenius-Kliniken  
im US-Bundesstaat New York haben mit  
öffentlichen Aktionen und einem ganz- 
tägigen Streik Tarifflucht verhindert. Der  
deutsche Konzern – der mit Helios die größte 
private Klinikkette in Deutschland betreibt 
und in den USA der wichtigste Anbieter von Dialysedienstleistungen ist – 
wollte im Zuge eines Klinikneubaus die gewerkschaftliche Vertretung und 
damit die Tarifverträge loswerden. Proteste und ein gemeinsamer Streik 
von 400 Pflegekräften und Servicebeschäftigten im Juni brachten Fresenius 
dazu, doch Tarifverträge abzuschließen. Diese garantieren den Beschäftigten 
unter anderem Sozialleistungen wie Kranken- und Rentenversicherung, Kün-
digungsschutz, Weiterbildung und Kinderbetreuung. In anderen Fresenius-
Kliniken in den USA gibt es allerdings weiterhin keine tarifliche Absicherung.

Pflegekräfte in Massachusetts streiken für mehr Personal

USA Die fast 800 gewerkschaftlich organisierten Pflegekräfte im Berkshire Me-
dical Center im US-Bundesstaat Massachusetts haben am 3. Oktober einen Tag 
lang gestreikt. Ihre Forderung: Eine Tarifvereinbarung über eine Personalbeset-
zung, die gute und sichere Pflege gewährleistet. Der Arbeitgeber  
weigert sich, darüber zu verhandeln, und sperrte die Kolleg/innen vor- 
übergehend aus, als diese die Arbeit wieder aufnehmen wollten.  
Die Gewerkschaft MNA prüft juristische Schritte. 

Londons Servicekräfte streiken erfolgreich

Großbritannien Es war der bisher größte Streik von 
Servicebeschäftigten in britischen Krankenhäusern: Über 
700 Kolleginnen und Kollegen in vier Kliniken des Londo-
ner St. Barts Trusts haben im Sommer 24 Tage lang ge-
streikt. Ihre Forderungen: 30 Pence (etwa 33 Cent) mehr 
pro Stunde und weniger Arbeitsbelastung, die nach der 
Übernahme durch den privaten Dienstleister Serco im 
April massiv zugenommen hat. »Wir werden oft verges-
sen, aber unsere Arbeit ist ein entscheidender Bestand-
teil der öffentlichen Gesundheitsversorgung«, sagte Len 
Hockey, der seit 28 Jahren im Hol- und Bringedienst des 
Krankenhauses Whipps Cross im Osten Londons arbeitet. 
»Die Lebenshaltungskosten in London sind in letzter Zeit 
so stark gestiegen, dass die Leute zwei oder drei Jobs 
annehmen müssen, um über die Runden zu kommen«, 
berichtete der Gewerkschafter.

Nach 24 Streiktagen und nachdem die Gewerkschaft 
eine Aktionswoche mit täglichen Protesten ankündigte, 
akzeptierte die Unternehmensleitung Mitte September 
einen Tarifvertrag. Alle Beschäftigten erhalten demnach 
ein Prozent mehr Geld sowie eine Pauschalzahlung. Die 
unteren Löhne, die teilweise bei nur 7,50 Pfund (8,48 
Euro) pro Stunde lagen, werden auf 9,75 Pfund (11,02 
Euro) angehoben. »Die Serco-Manager dachten, sie 
könnten die Löhne einseitig diktieren. Doch sie haben 
die Rechnung ohne die organisierten Beschäftigten ge-
macht«, bilanzierte Len Hockey, der örtliche Vorsitzende 
der Gewerkschaft Unite. Die Belegschaft werde sich nun 
auf die Tarifrunde im kommenden Jahr vorbereiten, um 
weitere Verbesserungen zu erreichen.
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Norwegen

£

Fo
to

: 
M

as
sa

ch
u
se

tt
s 

N
u
rs

es
 A

ss
o

ci
at

io
n

USA

International für Personalbemessung
Nicht nur ver.di setzt sich für eine gesetzliche Per-
sonalbemessung in Krankenhäusern ein. Auch Ge-
werkschaften anderer Ländern fordern verbindliche 
personelle Mindeststandards. Bei einem Workshop 
in Berlin tauschten sich 52 Expert/innen aus Gewerk-
schaften, Wissenschaft und Politik aus zwölf euro-
päischen Ländern über ihre Positionen aus. Ihnen 
zufolge ist die beste Lösung »eine gesetzliche Rege-
lung (...) in Verbindung mit weiterreichenden be-
trieblichen Regelungen«. Sie sollten verpflichtend 
sein und Sanktionsmöglichkeiten beinhalten. 

www.bit.ly/PerMess

THEMA

US-Gewerkschafter/innen zu Besuch 
in der ver.di-Bundesverwaltung.

ZUSAMMENGESTELLT VON DANIEL BEHRUZI
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Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Kolleginnen und Kollegen von der  

Interessenvertretung!

Die überraschenden stunden- oder tageweisen 

Einsätze in fremden Arbeitsbereichen gehen  

zu Lasten der Qualität unserer Versorgung. Denn 

der Personalengpass dort verhindert die not-

wendige Einarbeitung. Wir kennen die Örtlich-

keiten, die Klienten und Patienten zu wenig, das 

Team ist uns fremd, es drohen Reibungsverluste.  

Unsere Belastungen sind in ihrem Zusammen- 

wirken noch gar nicht erfasst und bewertet.  

Die Unterweisung in den Gesundheitsschutz  

unter den geänderten Arbeitsbedingen (ArbSchG 

§ 12) fehlt. All das beeinträchtigt und beschwert 

uns. Wir bitten Sie, uns zeitnah Ihre Maßnahmen 

zur Abhilfe mitzuteilen.

»Im Nachbarbereich wird es grad eng. 

Bitte helfen Sie da mal aus!«

Solcher Anordnung musst du nur folgen,

 	 falls die geplant angeordnete Arbeitszeit unver-
ändert bleibt.

 	 falls dein Arbeitsvertrag deine organisatorische 
Einordnung so offen lässt.

 	 falls die mit dir vertraglich vereinbarte Tätigkeit 
die Aushilfstätigkeit mit umfasst; »eine kurze 
Charakterisierung oder Beschreibung der vom 
Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit« hat dir 
dein Arbeitgeber gemäß Nachweisgesetz § 2 
Abs. 1 Nr. 5 schriftlich ausgehändigt.

  	falls die Aushilfstätigkeit durch die Entgelt- 
ordnung gleich bewertet wird wie deine bislang 
überwiegenden Aufgaben; denn sonst folgt  
automatisch deine Herabgruppierung und die 
braucht dein Einverständnis.

 	 falls für dich kein Ausbildungsplan greift.

 	 falls du am Aushilfs-Arbeitsplatz in die eigens 
darauf ausgerichteten Maßnahmen zu deinem 
Gesundheitsschutz eingewiesen wurdest.

 	 falls diese besondere Einweisung aufgrund einer 
gründlichen vorhergehenden Untersuchung vom 
Betriebsrat / Personalrat / von der MAV mitbe-
stimmt wurde.

Vor Unterweisung: Untersuchen!

»Eine ›ausreichende und angemessene Unterweisung‹ 
(kann) nur erfolgen, wenn ihr eine Gefährdungsbeurtei-
lung und deren Dokumentation vorausgegangen sind. 
(…) Die Gefährdungsermittlung ist mithin ein zentrales 
Element des technischen Arbeitsschutzes. Mit ihr fängt 
der Schutz der Gesundheit als der körperlichen und  
geistig-psychischen Integrität des Arbeitnehmers an.  
Je genauer und wirklichkeitsnäher die Gefährdungen im 
Betrieb ermittelt und beurteilt werden, desto zielsicherer 
können konkrete Maßnahmen des Arbeitsschutzes ge-
troffen werden.«

LAG Hessen, Beschluss 28.10.2010 - 5 TaBV 43/10

Vor Versetzung: Unterweisen!

»Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicherheit und 

Gesundheitsschutz bei der Arbeit während ihrer Arbeitszeit 

ausreichend und angemessen zu unterweisen. Die Unter-

weisung umfasst Anweisungen und Erläuterungen, die 

eigens auf den Arbeitsplatz oder den Aufgabenbereich der 

Beschäftigten ausgerichtet sind. Die Unterweisung muss 

bei der Einstellung, bei Veränderungen im Aufgabenbe-

reich, der Einführung neuer Arbeitsmittel oder einer neuen 

Technologie vor Aufnahme der Tätigkeit der Beschäftigten 

erfolgen.«
ArbSchG § 12  Abs. 1

rumgeschubstrumgeschubstrumgeschubst
Autor: Tobias Michel    Zeichner: Matthias Berghahn

Fremde Kolleginnen und Kollegen, unklare Regeln, fehlende Einweisungen auf dem ungewohnten  

Arbeitsplatz – manche freuen sich über den Ausflug als eine willkommene Abwechslung.  

Doch die meisten erleben das Einspringen im Nachbarteam als Belastung.  

Und das eigene Team?  

Zusätzlicher Stress! Nein Danke!

Arbeitsschutzgesetz

Gecheckt!

Musterbeschwerde

Das Elend hat viele Namen: 
Aushilfe, Kurzeinsatz, Teamwechsel, Verfügungsdienst, Abordnung, Zuweisung,

Gastauftritt, Lückenbüßer, Notnagel, Trikottausch…
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Nur so abgeordnet oder erheblich versetzt?
Eine Versetzung ist zuvor vom Betriebsrat mitzubestimmen 
(BetrVG §§ 95, 99), falls sie mit einer erheblichen Änderung 
der Umstände verbunden ist. Dies betrifft nicht nur die  
Arbeitsleistung als solche oder deren Eingruppierung. Die 
Versetzung kann ebenso die äußeren Bedingungen der Arbeit 
(Ort, Art und Weise, Gestaltung des Arbeitsplatzes, Lage der 
Arbeitszeit, Umwelteinflüsse, Beanspruchung, Stressbedin-
gungen) erheblich verändern.

BAG Beschluss 08.08.1989 – 1 ABR 63/88

Ein paar Stunden oder Tage woanders?
Eine Versetzung kann für einen Arbeitnehmer eine tiefgreifen-
de Veränderung der Arbeitsumstände mit sich bringen. Sie ist 
nur dann gerechtfertigt, wenn die zugrunde liegende unter-
nehmerische Entscheidung die Versetzung auch angesichts 
der für den Arbeitnehmer entstehenden Nachteile nahelegt 
und sie nicht willkürlich oder missbräuchlich erscheinen lässt. 
Eine unternehmerische Entscheidung, die erkennbar nur für 
unerhebliche, leicht überbrückbare Zeiträume gelten soll oder 
deren Rücknahme erkennbar ist, kann ein Anhaltspunkt für 
eine willkürliche Ausübung des Direktionsrechts sein. 

BAG Urteil 26.9.2012 – 10 AZR 412/11

Kein Freibrief im Arbeitsvertrag
Eine Klausel im Arbeitsvertrag kann den Arbeitgeber berech-
tigten, einem Beschäftigten eine andere Tätigkeit im Betrieb 
zuzuweisen, die seinen Kenntnissen und Fähigkeiten ent-
spricht. Diese Klausel bleibt jedoch unwirksam, falls sie keine 
Einschränkung enthält, dass es sich um eine gleichwertige 
Tätigkeit handeln muss.

LAG Köln Urteil 09.01.2007 – 9 Sa 1099/06

Unverändert vergütet oder gleichwertig?
Das allgemeine Weisungsrecht des Arbeitgebers (GewO  
§ 106) umfasst nicht die Befugnis zur Versetzung des Arbeit-
nehmers auf einen Arbeitsplatz mit geringerer Entlohnung. 
Dies gilt auch dann, wenn die bisherige Vergütung fortgezahlt 
wird.                           BAG Urteil 12.12.1984 – 7 AZR 509/83

Nicht der Arbeitgeber, sondern die Entgeltordnung und die 
damit verbundenen Zulagen bewerten eine Tätigkeit.

                        BAG Urteil 08.01.1962 – 2 AZR 550/61

Kein Stations-Hopping für Azubis!

»Den Schülerinnen und Schülern dürfen nur Ver-
richtungen übertragen werden, die dem Ausbil-
dungszweck« entsprechen. So schreibt es das 
Krankenpflegegesetz (KrPflG) in § 10. Und regelt 
weitergehend:
»Der Träger der Ausbildung hat (...) die Ausbildung 
in einer durch ihren Zweck gebotenen Form plan-
mäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzu-
führen, dass das Ausbildungsziel (§ 3) in der vor-
gesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann.«

Dazu bestimmt dein Ausbildungsplan, zumin-
dest ein Einsatzplan, die zeitliche Abfolge der The-
orie- und Praxiseinsätze nach Fachgebiet. Verset-
zungen, die nicht dem Ausbildungszweck dienen, 
sind weder durch das Gesetz noch den Ausbil-
dungsvertrag abgedeckt.

Das brauch ich nicht mehr!

»Eine an sich zulässige Verrichtung kann durch Wiederholung von dem Zeitpunkt ab unzulässig werden, von dem ab sie keine weiteren beruflichen Fertigkeiten oder Kenntnisse mehr vermittelt.  Deshalb dürfen grundsätzlich auch keine Routine-arbeiten verlangt werden (…). Die der Art nach zulässige Arbeit kann somit durch ihren zeitlichen Umfang unzulässig werden. Die Grenze zwischen erlaubt und unerlaubt liegt dort, wo die berufsnot-wendigen Fertigkeiten bereits hinreichend gegeben sind und der Einsatz bei bestimmten Verrichtungen dem Mangel entsprechender Arbeitnehmer abhel-fen soll.«
Oberlandesgericht Karlsruhe,  Beschluss 05.09.1988 – 1 Ss 134/88
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Überplanung verweigern

SophieSophieSophie

Gesundheit, Soziale Dienste,

Wohlfahrt und Kirchen

Vereinte

Dienstleistungs-

gewerkschaft

Autor: Tobias Michel

Zeichner: Matthias Berghahn
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Jeder Tag ein kleiner Kampf
Jeder Tag ein kleiner Kampf

So wehrst du dich am Arbeitsplatz im Gesundheits- und Sozialwesen

Unsere Geschichten mit Sophie  

erscheinen seit Oktober 2011 in  

unserer Fachbereichszeitung drei.

Tage daheim in drei.40, Oktober 2011 

Nie allein in drei.41, Februar 2012

Pausenlos in drei.42, Mai 2012

Fernweh in drei.43, September 2012

Vergleiche in drei.44, Dezember 2012

Hitze in drei.46, Mai 2013

Nachtschicht in drei.47, August 2013

Abmahnung in drei.48, November 2013

Einladung in drei.49, März 2014

Rufdienst in drei.50, Juni 2014

Schnauze in drei.51, August 2014

Beschwerde in drei.52, Dezember 2014  

Zeugnis in drei 54, Juni 2015

Ich fall’ aus in drei 55, Oktober 2015

Mein Spind in drei 56, Dezember 2015

Sprechstunde in drei 57, März 2016

Verlassen in drei 59, September 2016

Aktivieren in drei 61, April 2017

Freie Tage in drei 58, Juni 2016

Freie Sonntage in drei 60, Februar 2017

Mehr? Ach nö in drei 62, Juli 2017

Unsere Publikationen findest du unter

www.gesundheit-soziales.

verdi.de/service/publikationen
Du kannst Exemplare dieses Sammelbands 

unter deinen Kolleginnen verteilen:   

Hol dir dazu deinen Stapel von unserem 

Fachbereich deines ver.di-Bezirks oder

bei deinen Vertrauensleuten im Betrieb.

Hast du 

auch ‘ne Meise?

V03-17-033 Sophie Comic-Heft 2 Auflage RZ.indd   4-1

26.07.17   09:56

Sophie. Jeder Tag ein kleiner Kampf.
So wehrst du dich am Arbeitsplatz im  
Gesundheits- und Sozialwesen 

Die Sophie-Geschichten aus der drei gesammelt 
in einem Band. Sophie und ihre Kolleginnen 
geben praktische Tipps für die Bewältigung 
des Alltags. Du bekommst das Heft in deinem 
ver.di-Bezirk oder bei deinen Vertrauensleuten 
im Betrieb. Nimm gerne mehr mit und verteile 
sie an deine Kolleg/innen.

Arbeitsschutzgesetz

Gut zu wissen!

ß

¨

Recht und UnrechtIn der Ausbildung

www.gesundheit-soziales.verdi.de
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allen Bereichen des Krankenhauses 
durchsetzen. Als Soforthilfe fordert  
ver.di die Schaffung von 20.000 zusätz-
lichen Pflegestellen, um die Ausbildung 
zu verbessern und zu verhindern, dass 
Kolleg/innen allein arbeiten müssen. -red

In den letzten Tagen des Bundestags-
wahlkampfs ging es vor allem um ein 
Thema: den Personalmangel in der 
Pflege. Dafür gesorgt haben die vielen 
Aktionen, Demonstrationen und 
Streiks, die Krankenhausbeschäftigte 
überall in Deutschland auf die Beine 
gestellt haben. So machten am  
12. September Teams etlicher Kliniken 
klar: Wenn Personal fehlt, bleibt etwas 
auf der Strecke – zum Beispiel die 
vorgeschriebene Händedesinfektion 
vor und nach jedem Patientenkontakt.

Als einen »traurigen Erfolg« be-
zeichnete der saarländische ver.di-
Sekretär Michael Quetting den Akti-
onstag. In dem kleinen Bundesland 
hatten sich 78 Stationen in 16 Kliniken 
beteiligt. Doch schon um 8 Uhr be-
schlossen 34 Teams kollektiv, die Akti-
on zu beenden. »Die Personalsituation 
in den Krankenhäusern ist so ange-
spannt, dass eine Arbeit nach Vor-
schrift zum Zusammenbruch führt«, 
kommentierte Quetting. Um das zu 
ändern, macht ver.di auch nach der 
Wahl weiter Druck. Die Gewerkschaft  
will gesetzliche Personalvorgaben in 

MELDUNGEN

»Trauriger Erfolg«

UNSERE AKTIONIM BILD

Betriebsrat erzwingt Entlastung
Wir müssen der Überlastung im Krankenhaus Grenzen setzen. Ein Mittel 
dazu können die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats beim Gesundheits-
schutz sein. Wir haben über die Einigungsstelle eine Betriebsvereinbarung 
durchgesetzt, die konkret festschreibt, wie viel examiniertes Pflegepersonal 
in den einzelnen Stationen und Schichten mindestens zur Verfügung stehen 
muss. Das war kein leichter Weg. Wir haben die Beschäftigten zu ihrer Situa-
tion befragt, immer wieder Dienstplänen widersprochen, Rufen aus dem Frei 
verhindert, Gefährdungsbeurteilungen durchgesetzt, diverse Gutachten in 
Auftrag gegeben, auf Ordnungsgeld geklagt… . Jetzt haben wir eine Be-
triebsvereinbarung, die die Situation deutlich verbessert. Nachts wird seither 
fast überall zu zweit gearbeitet, tagsüber je nach Patientenzahl mit zwischen 
zwei und vier Kolleg/innen. Das ist noch längst nicht der Idealzustand, aber 
wir haben morgens auf den Stationen jetzt ganz andere Diskussionen: Wie 
viele Patient/innen haben wir? Wie viele Pflegekräfte müssten da sein? Wenn 
Personal fehlt, muss der Arbeitgeber für Abhilfe sorgen. Das Kieler Arbeits-
gericht hat bestätigt, dass dieser Eingriff in die unternehmerische Freiheit 
zulässig ist, weil damit das Recht der Beschäftigten auf gesunde Arbeitsbe-
dingungen geschützt wird (7 BV 67c/16).                             

Udo Strubbe, Betriebsratsvorsitzender der Helios Ostseeklinik Damp

Eine Woche haben die Beschäftigten der Berliner Charité im September ge-
streikt. Ihrem Ziel, den Haustarifvertrag für Gesundheitsschutz und mehr Per-
sonal verbindlicher zu machen, sind sie dadurch ein Stück näher gekommen. 
Die Verhandlungen werden auf neuer Grundlage fortgesetzt. Der Arbeitgeber 
machte Zugeständnisse, um die angekündigte Schließung von elf Stationen 
und insgesamt 600 Betten in der zweiten Streikwoche zu vermeiden. Die Kol-
leg/innen können ab Mitte November jederzeit wieder in Aktion treten, falls 
die Verhandlungen keine Einigung bringen.                                             -dab

Der Pflege-Azubi Alexander Jorde fragte die Kanzlerin 
bei einer ARD-Sendung, was sie dagegen tun will, dass 
die Würde von Menschen wegen der Überlastung der 
Pflegekräfte tausendfach verletzt wird. Es folgte eine 
breite öffentliche Debatte. Im Interview auf gesundheit-
soziales.verdi.de betont er: »Angela Merkel ist jetzt seit 
zwölf Jahren Bundeskanzlerin. Deshalb trägt sie für die 
Zustände mit die Verantwortung.«           

        

Aktuell informiert:
www.gesundheit-soziales.verdi.de

»Keine Klinik ohne Anwar«
Augsburg I Mit einem Warnstreik 
haben über 400 Beschäftigte des Klini-
kums Augsburg am 25. September 
einen Tarifvertrag Entlastung gefor-
dert. Doch nicht nur das. Mit Sprech-
chören »Keine Klinik ohne Anwar!« 
bekundeten sie auch Solidarität mit 
ihrem Kollegen Anwar Khan Safi, der 
von Abschiebung ins Bürgerkriegsland 
Afghanistan bedroht ist. 

ver.di hat das Bundesamt für Mig-
ration und Flüchtlinge aufgefordert, 
dem beruflich und persönlich völlig 
integrierten Krankenpflegehelfer –  
der am Klinikum zum examinierten 
Krankenpfleger ausgebildet werden 
soll – das Aufenthaltsrecht zu gewäh-
ren. Eine entsprechende Petition haben 
unter anderen der ver.di-Bundesvor- 
sitzende Frank Bsirske und die ver.di- 
Bundesfachbereichsleiterin Sylvia  
Bühler unterzeichnet.
www.bit.ly/2yHtmJo

Betriebsräte nominiert
Frankfurt/Main I Zwei Interessen-
vertretungen aus dem Gesundheits- 
und Sozialwesen sind für den diesjähri-
gen Betriebsräte-Preis der Zeitschrift  
Arbeitsrecht im Betrieb nominiert.  
Der Betriebsrat des Klinikums Coburg 
hat durchgesetzt, dass die Schwestern 
des Deutschen Roten Kreuzes den 
Klinik-Betriebsrat mit wählen und 
selbst auch gewählt werden können. 
Beim Internationalen Bund hat der 
Konzernbetriebsrat unter dem Motto 
»Fristverträge sind Frustverträge« eine 
Betriebsvereinbarung zur Eindämmung 
befristeter Arbeitsverträge erreicht.
www.bit.ly/2xgAH68

Raubritter in der Pflege
Berlin I Die Altenpflege wird immer 
mehr zum Spielball von Finanzinvesto-
ren und Konzernen. Erst wurden der 
Berliner Pflegeheimbetreiber Vitanas 
sowie Pflegen und Wohnen in Ham-
burg durch die US-Investmentgesell-
schaft Oaktree übernommen. Dann 
wurden die MK-Kliniken (ehemals Mar-
seille Kliniken) an den französischen 
Private-Equity-Fonds Chequers Capital 
verkauft. 

»In der Pflege muss es um die Men-
schen gehen. Doch stattdessen spielen 
immer häufiger Profitinteressen die 
zentrale Rolle«, kritisierte Sylvia Bühler 
vom ver.di-Bundesvorstand. Die neue  
Bundesregierung müsse diese für  
pflegebedürftige Menschen und Be-
schäftigte gefährliche Entwicklung 
unterbinden. »Profitgier hat im Ge-
sundheitswesen nichts zu suchen.«
www.bit.ly/2yoTV9Z

Bis zu neun Prozent mehr Geld
Cottbus I Nach einem Jahr Verhand-
lungen hat ver.di ein Tarifergebnis für 
die AWO-Tarifgemeinschaft Branden-
burg erreicht. Sie bringt den rund 
2.500 Beschäftigten deutliche Lohner-
höhungen von bis zu neun Prozent.  
Sie hatten sich mit aktiven Mittagspau-
sen und zwei Warnstreiks für ein gutes 
Ergebnis eingesetzt (siehe drei.61,  
Seite 3). »Das war eine lange und an-
strengende Auseinandersetzung«, 
bilanzierte die Heilpädagogin Christine 
Bannat. »Aber es hat sich gelohnt.«

Behindertenhilfe droht Burnout
Dortmund I In der Behindertenhilfe 
fühlt sich fast jeder zweite Beschäftigte 
von Burnout bedroht. Dieser erschre-
ckende Befund einer Befragung  
war eines der Themen der ver.di-Fach- 
tagung zur Behindertenhilfe am  
19. und 20. September in Dortmund. 
Die rund 90 Teilnehmerinnen und  
Teilnehmer berieten darüber, wie die 
Arbeitsbedingungen verbessert wer- 
den können.
www.bit.ly/2xfep50

££ Weitere Infos:         www.bit.ly/BEerENTWeitere Infos:         www.bit.ly/2y4EQZT

Aktionstag zur Händedesinfektion macht Personalnot sichtbar. Er zeigt: Wenn zu wenige  
Kolleginnen und Kollegen auf den Stationen sind, bleibt etwas auf der Strecke 

Doch der Arbeitgeber blockiert. Am 
Anfang wollte er mit ver.di nicht ein-
mal reden. Das änderte sich erst nach 
dem ersten Warnstreik. Die Angebote 
der DRK-Tochter bleiben jedoch weit 
hinter den ver.di-Forderungen zurück. 
Die Begründung: Eine Angleichung an 
den Flächentarif würde das Unterneh-
men ruinieren. Denn die mit den Kom-
munen geschlossenen Dienstleistungs-
verträge – die noch bis Ende 2019, 
teilweise bis 2022 laufen – sind auf 
Grundlage der Niedriglöhne kalkuliert.

Kritik an Ausschreibungen
»Das ist eindeutig die Verantwortung 
des DRK, das die Ausschreibung mit 
einem Dumpingangebot gewonnen 
hat«, betont ver.di-Sekretär Jens Uhlig. 
»Die Kolleginnen und Kollegen sind 
nicht bereit, sich noch Jahre mit so 
wenig Geld für harte und verantwor-
tungsvolle Arbeit abspeisen zu lassen.« 
Auf in der Regel gerade mal etwa 
2.300 Euro brutto im Monat kommt 
ein Rettungsassistent in Radeberg-
Pulsnitz – mit zehn Jahren Berufserfah-
rung und bei über 210 Arbeits- und 

In seinen 22 Jahren beim Rettungs-
dienst hat Stephan Heinrich schon viel 
erlebt. Er war beim Deutschen Roten 
Kreuz (DRK) angestellt, dann bei einem 
anderen Rettungsdienst und seit 2015 
wieder bei der DRK Rettungsdienst 
Radeberg-Pulsnitz gGmbH. Die Arbeit 
blieb stets die gleiche, doch die Bedin-
gungen verschlechterten sich. Um 
andere bei den Ausschreibungen unter-
bieten zu können, wechselte die sächsi-
sche DRK-Tochter vom ver.di-Tarif zum 
»Tarifvertrag« der sogenannten christli-
chen Gewerkschaft DHV. Heute verdie-
nen die Radeberger Notfallsanitäter 
rund ein Drittel weniger als ihre Kolle-
ginnen und Kollegen in anderen Bun-
desländern. »Deshalb streiken wir«, 
erklärt Stephan Heinrich. »Und das 
machen wir so lange, bis wir eine bes-
sere Bezahlung durchgesetzt haben.«

Schon drei Mal haben die Beschäf-
tigten in Dresden auf den Rettungswa-
chen ihre Arbeit niedergelegt und den 
Krankentransport bestreikt. Ihre Forde-
rung: Die Löhne müssen sich zumin-
dest schrittweise an das Niveau des 
DRK-Reformtarifvertrags annähern. 

Keine Angst mehr

Bereitschaftsstunden im Monat. Unter 
diesen Bedingungen seien immer weni-
ger Menschen bereit, die wichtige 
Arbeit im Rettungsdienst zu machen.
Verursacht haben diese Zustände nicht 
nur das Rote Kreuz, sondern auch die 
politisch Verantwortlichen. Denn laut 
sächsischem Brand- und Katastrophen-
schutzgesetz müssen die Rettungs-
dienste ausgeschrieben werden. Wer 
den Zuschlag bekommt, richtet sich 
vor allem nach dem Preis und den 
angebotenen Dienstleistungen. Die 
Arbeitsbedingungen spielen, wenn 
überhaupt, nur eine untergeordnete 
Rolle. Es reicht schon, wenn die Bieter 
irgendwelche »Tarifverträge« vorzeigen 
können – und seien es Billigtarife von 
Scheingewerkschaften wie dem DHV, 
die der Arbeitgeberverband Wohl-
fahrts- und Gesundheitsdienste für 51 
Gesellschaften in Sachsen unterschrie-
ben hat. »Ich kenne unter den Kolle-
gen niemanden, der im DHV ist«, sagt 

der Notfallsanitäter Stephan Heinrich. 
In ver.di ist dagegen weit über die 
Hälfte der knapp 200 Beschäftigten 
organisiert. 

Vor anderthalb Jahren waren es 
nur eine Handvoll. Dann begannen 
einige, sich für einen richtigen Tarifver-
trag zu engagieren und ihre Kollegin-
nen und Kollegen für die Gewerkschaft 
zu gewinnen – mit großem Erfolg. 
Stephan Heinrich erklärt das damit, 
dass die Kolleginnen und Kollegen 
schlicht die Nase voll und keine Angst 
mehr haben. Auch vor der Drohung, 
ihr Unternehmen könnte insolvent 
gehen, lassen sie sich nicht abschre-
cken. »Der Rettungsdienst wird weiter 
gebraucht. Ob das unter dem DRK 
oder einem anderen Etikett läuft, ist 
den ver.di-Mitgliedern hier eigent- 
lich egal«, sagt der Notfallsanitäter. 
»Hauptsache, es ändert sich was –  
und zwar schnell.«                               

DANIEL BEHRUZI

Beschäftigte im Radeberger DRK-Rettungsdienst streiken für  
höhere Löhne. Die Gefahr einer Insolvenz hält sie nicht ab.

Mit Klickzählern die Händedesinfektion  
dokumentiert: Kolleginnen der Essener Uniklinik  
beim Aktionstag am 12. September

klinikpersonal-entlasten.verdi.de Interview: www.bit.ly/jorde-ARD£ £
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dem Abschluss. So eine Weiterbildung kostet 
knapp 6.000 Euro. Die Kolleginnen und Kollegen 
finanzieren die Kurse weitgehend aus eigener 
Tasche. Um das Geld aufzubringen, arbeitete 
Anneke Buntz ein Jahr lang nach Feierabend in 
einer privaten Praxis. Sie ist überzeugt: »Man 
muss für den Beruf brennen, sonst macht man  
es nicht.« Schon für ihre Ausbildung musste sie 
400 Euro Schulgeld pro Monat zahlen. Ohne ihre 
Mutter wäre das nicht möglich gewesen. »Was 
wir investieren, steht in keiner Relation zum Ge-
halt.« Mit einer vollen Stelle kommt sie auf etwa 
2.500 Euro brutto. Und trotzdem: »Es ist eine 
tolle Arbeit. Ich liebe meinen Job.«

Die Zeit ist knapp
Auch Physiotherapeut Nils Wetterauer betont: 
»Ich mache meinen Beruf sehr gerne. Jemand hat 
ein Problem, und ich habe die Möglichkeit, ihm 
zu helfen. Wenn das funktioniert, ist es eine tolle 
Sache.« Auf der Station für Neurologie tritt der 
52-Jährige ans Bett einer alten Frau, die mit 
Schlaganfall eingeliefert wurde. Die Patientin 
liegt mit nackten Beinen schief im Bett, der Kopf 
zur Seite geknickt. »Wir rücken Sie jetzt erst ein-
mal zurecht«, sagt Nils Wetterauer. Die Frau mur-
melt etwas. Der Therapeut ermuntert sie, die 
Arme hoch zu strecken, danach die Beine. An-
schließend hievt er die Patientin nach oben, setzt 
sie aufrecht aufs Bett. »Und jetzt tief durchat-
men.« Solche Übungen verhindern auch, dass 
zusätzliche Komplikationen wie Lungenentzün-
dungen, Druckstellen oder Gelenkversteifungen 

auftreten. Gerade ältere Patient/innen kommen 
sonst oft nicht mehr auf die Beine.

Am Bett gegenüber bleibt der Therapeut kurz 
stehen, plaudert ein paar Worte mit einem 
58-Jährigen. Zum Abschied sagt er nicht: »Mor-
gen komme ich wieder.« Sondern: »Wenn ich  
es schaffe, komme ich morgen wieder.« Seit der 
Umstellung der Krankenhausfinanzierung auf 
Fallpauschalen vor gut zehn Jahren beeinflussen 
vielfach auch betriebswirtschaftliche Aspekte die 
Entscheidung, welche Patient/innen vorrangig 
behandelt werden. 

»Es zählt vor allem, was wir abrechnen kön-
nen.« Deshalb tippt Nils Wetterauer vor Diensten-
de immer detailliert in den Computer, was er 
gemacht hat. Eine halbe Stunde braucht er dafür, 
das heißt: »eine Behandlung weniger«. Denn für 
eine Behandlung stehen etwa 30 Minuten zur 
Verfügung. Meistens reicht die Zeit nicht, um alle 
Patientinnen und Patienten mit ärztlicher Verord-
nung täglich zu behandeln. In Abstimmung mit 
den Ärzt/innen wird deshalb festgelegt, in wel-
cher Reihenfolge sie behandelt werden. Nach 
einem akuten Schlaganfall gilt zum Beispiel, dass 
sie so schnell wie möglich mit der Therapie be-
ginnen sollen. So sind die Heilungschancen am 
größten. Gesetzlich ist eine Behandlung bis zum 
dritten Tag vorgeschrieben. Und danach? Nils 
Wetterauer zuckt mit den Schultern. »Das ist, wie 
es so schön heißt, kapazitätsabhängig.« Eine 
kontinuierliche Behandlung sei so nicht möglich. 
Das belastet den Therapeuten sehr. Schließlich, 
so betont er, hätten alle etwas davon, wenn die 
Patient/innen ihre Selbstständigkeit und Mobilität 
zurückerlangten. 

Darüber ist Angelika Seibel heilfroh. Die 
61-Jährige ist überzeugt, dass sie ohne Ergo- und 
Physiotherapie im Rollstuhl säße und ihre linke 
Hand amputiert wäre. Doch so spaziert sie in die 
Übungsküche, säbelt mit einem Spezialmesser 
einen Kuchen in drei Stücke: Buttermilchkuchen 
mit Mandelkruste. Ein Patient hat ihn gebacken. 
Als Dankeschön.

Behutsam setzt Angelika Seibel einen Fuß vor 
den anderen. Schritt für Schritt läuft die 61-Jähri-
ge in Turnschuhen durch das Universitätsklinikum 
Mannheim, langsam zwar, aber sie läuft – ohne 
Hilfe. Mehr noch: Sie kann auch wieder Brot 
schneiden und Schnürsenkel binden. »Das war 
viel Arbeit«, sagt die zierliche Frau. Sie leidet 
unter Multiple Sklerose, ihre Gelenke versteifen. 
Lange konnte sie nur auf Krücken humpeln.  
Außerdem waren die Ärzt/innen kurz davor, drei 
Finger ihrer linken Hand zu amputieren. So weit 
kam es nicht. Angelika Seibel ist überzeugt: »Das 
verdanke ich der Therapie.« Mit einem Lächeln 
hebt sie ihre Hand, auf der schwarzen Schiene 
funkeln zehn Glitzersteinchen, gelb, grün, rosa. 
Ihre Ergotherapeutin Anneke Buntz hat sie auf 
den Stoff geklebt, für jedes Jahr eins. So lange 
kommt die Patientin schon ins Klinikum, jeden 
Tag, erst zur Ergotherapie, danach den Flur hin-
unter zur Physiotherapie, oder andersherum. 

In der orthopädischen Ambulanz – in einem 
hellen Raum mit bunten Papierblumen am Fens-
ter – streicht Anneke Buntz über die Hand der 
61-Jährigen, massiert die Innenfläche. »Die Finger 
müssen in Bewegung bleiben.« Ihr Ziel ist es, dass 
ihre Patient/innen so gut wie möglich im Alltag 
zurechtkommen. Durch die Therapie kann Angeli-
ka Seibel ihre Finger wieder strecken, etwas grei-
fen. Mit Daumen und Zeigefinger drückt sie Wä-
scheklammern auseinander und zwackt sie auf 
ein Holzbrett. Eine simple Übung, sagt Anneke 
Buntz, aber sehr effektiv. In der Übungsküche 
bereitet sie mit ihren Patient/innen auch gerne 
mal Sushi zu: Reis formen, Gemüse schnippeln, 
Algenblätter rollen. »Das ist Ergotherapie!« Doch 
damit alleine ist es oft nicht getan. So ein Unfall 
sei ein traumatisches Erlebnis, berichtet die The-
rapeutin. Deshalb sei die psychologische Arbeit 
ein wichtiger Bestandteil der Ausbildung. 
 
Viel Fachwissen gefragt
In der Universitätsmedizin Mannheim sind die 
Therapeutinnen und Therapeuten sowohl auf  
den Stationen unterwegs, behandeln direkt am 
Krankenbett, arbeiten aber auch in Ambulanzen.  
Auf Rezept, wie in einer Praxis, nur eben im Kran-
kenhaus. »Das hat viele Vorteile«, sagt Anneke 
Buntz – und deutet auf eine weiße Metalltür im 
Raum: Die Ärzt/innen behandeln quasi nebenan. 
Nach einer Operation wechseln sie gerne ein 
paar Worte mit den Therapeut/innen. Vor allem 
bei komplizierten Verletzungen. Beispiel: Ein 
Mann ritzt sich mit dem Brotmesser in den Hand-
rücken und zerstört alle Strecksehnen. Ergothera-
peutin Hanne Riewe betont, dass gerade bei 
Sehnen die Nachbehandlung enorm wichtig sei. 
Etwa 80 Prozent der Heilungschancen hingen 
davon ab. Die Therapie sei komplex. »Wir haben 
große Verantwortung«, betont die 62-Jährige. 
»Wenn wir einen Fehler machen, können wir die 
Funktion der Hand ruinieren.«

Deshalb ist viel Fachwissen gefragt. Die Am-
bulanz hat sich auf Handtherapie spezialisiert. Die 
entsprechende Weiterbildung ist Pflicht. 150 
Stunden, zusätzlich zum Dienst. Seit drei Jahren 
arbeitet Anneke Buntz darauf hin, steht kurz vor 

In Bewegung bleiben
Ergo- und Physiotherapeut/innen in der Mannheimer Uniklinik machen Patient/innen wieder fit für  
den Alltag. Ein toller Beruf. Wenn der Kostendruck im Gesundheitswesen nicht wäre.  | KATHRIN HEDTKE

Ihre Ausbildung wird bisher nicht vergütet:
• Medizinisch-Technische Assistent/innen
• Physiotherapeut/innen
• Diätassistent/innen
• Orthoptist/innen
• Logopäd/innen
• Ergotherapeut/innen
ver.di will das ändern. Die Gewerkschaft for-
dert, dass die sogenanntenschulischen Aus-
bildungsberufe in die Tarifverträge der Länder 
(TV-L) einbezogen werden. Seit Ende April 
wird darüber verhandelt und den Klinikbetrei-
bern gehen langsam die Gegenargumente aus. 
Denn das Bundesgesundheitsministerium hat 
die Auffassung von ver.di bestätigt, dass die 
tarifliche Vergütung von schulischen Auszubil-
denden – sofern sie vereinbart wird – laut 
Krankenhausfinanzierungsgesetz von den 
Krankenkassen refinanziert werden muss.  
Auf dieser Grundlage wird Anfang November 
weiter verhandelt.

Weitere Infos:         www.bit.ly/Kmz-ver 

Schulische Auszubildene in 
Kliniken fordern Bezahlung

 Betriebsrat Bernd Gräf 

»Die therapeutischen Berufe sind im 

Krankenhaus unentbehrlich. Diese Kol-

leginnen und Kollegen machen extrem 

wichtige und engagierte Arbeit. Sie brau-

chen eine ordentliche Bezahlung und 

genug Personal. Das heißt auch: Auszu-

bildende der schulischen Gesundheitsbe-

rufe müssen endlich bezahlt werden – 

wie es in der Pflege und in anderen 

Ausbildungsgängen längst der Fall ist.«
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Ob mit Wäscheklammern oder Trampolin: Ergotherapeutin  
Anneke Buntz und Physiotherapeut Nils Wetterauer sorgen  
dafür, dass ihre Patient/innen sich so gut wie möglich wieder 
bewegen können. Dafür braucht es viel Geduld und Fachwissen.
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»Das ist ja eine tolle Nachricht.« Hella 
Korn freute sich riesig über die Nach-
richt, dass sie und ihr Team von der 
Bürgerhilfe Kultur des Helfens gGmbh 
Berlin gewonnen haben. In der Einrich-
tung für Frauen sind 16 Sozialarbeite-
rinnen Tag und Nacht für ihre Klientin-
nen erreichbar. Die Kolleginnen sehen 

ihre Einrichtung als »Auffangnetz«, 
sind sie doch meist die erste Anlauf-
station für Frauen in Not. »Mit dem 
Gewinn können wir für unsere Frauen 
einen Besuch im Berliner Maxim-Gorki-
Theater ermöglichen. Und vom Rest 
wird unsere Einrichtung verschönert«, 
so Hella Korn.«                 ERIKA ROTH   

                                 

Die Gewinner/innen des Preisrätsels in drei.62 sind:
1. Teampreis (200 Euro für Gemeinschaftskasse): Bürgerhilfe Kultur des Helfens gGmbH, 
Kriseneinrichtung für Frauen, Hella Korn, Anna Schweers, Katharina Schmied, Delia Baierl, 
13469 Berlin | Platz 2 (eine ver.di-Armbanduhr): Matthias Gröf, 35644 Hohenahr |  
3.– 6. Preis (je eine Pausentasse): Michael Divivier, 67061 Ludwigshafen; Imke Windheim
30453 Hannover; Christa Pappert, 48145 Münster; Annette Peter, 97497 Dingolshausen

UNVERGESSEN

Auf den ersten Blick sind beide Bilder gleich. 
Doch wer genau hinschaut, wird im rechten 
Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender/innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für  
die Gemeinschaftskasse
2. Preis: eine ver.di-Armbanduhr
3.– 6. Preis: je eine Pausentasse  
(limitierte Auflage) 

Mitmachen und gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mitglieder 
mitmachen. Den Teampreis können allerdings 
nur Kolleginnen und Kollegen gewinnen, die 
zusammen arbeiten und mindestens zu dritt sind. 
Die Gewinnchancen steigen, wenn wir ein gutes 
Foto von eurem Team bekommen und eine  
Telefonnummer, unter der ihr gut erreichbar seid. 
Was nicht geht, sind Kopien von Fotos auf  
Papier. Wir brauchen für den Druck echte Foto-
abzüge oder ein digitales Bild als jpg-Datei mit 
mindestens 1 MB. 

Die Lösung bitte an:

1|	 ver.di-Bundesverwaltung
	 Fachbereich 3: »Preisrätsel«
	 Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2|	 oder als E-Mail an:
	 suchbild.drei@verdi.de

3|	 oder löst das Rätsel gleich online: 
	 www.drei.verdi.de

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  redaktion.drei@verdi.de

Viele Augen sehen mehr ...

Das Gesundheitswesen ist kein Wirt-
schaftszweig wie jeder andere. Mit 
dieser Feststellung beginnt Hartmut 
Reiners, einst Referatsleiter im Bran-
denburger Gesundheitsministerium, 
sein Buch zur politischen Ökonomie 
des Gesundheitswesens. »Kranke 
Menschen sind hilfebedürftige Perso-
nen und keine Kunden, die zwischen 
den angebotenen Produkten je nach 
Bedarf, Geschmack und Geldbeutel 
wählen können.« Mit diesen und 
vielen weiteren Argumenten kontert 
er die »Irrwege neoliberaler Ökono-
men«, die das Gesundheitswesen 
allein dem Markt überlassen wollen.

Das kenntnisreich geschriebene 
Buch enthält viele interessante Fakten 
und Analysen. Allerdings greift es an 
manchen Stellen zu kurz – zum Bei-
spiel beim (nicht entwickelten) Zu-
sammenhang zwischen der Überlas-
tung des Pflegepersonals und dem 
Finanzierungssystem über Fallpau-
schalen (DRG), dessen Einführung der 
Autor »im Prinzip richtig« findet. 

GENAU HINSEHEN
Einsendeschluss: 15. Dezember 2017

RUNDUM REINLESEN

Kranke, nicht Kunden

Lesenswert macht das Buch vor allem 
sein Plädoyer für die Bürgerversiche-
rung. Die Existenz privater Kranken-
versicherungen hält der Ökonom für 
»eine Verschwendung volkswirtschaft-
licher Ressourcen« und für sozial  
ungerecht, da untere und mittlere 
Einkommen deutlich stärker belastet 
werden als einkommensstärkere 
Schichten. Zudem sei der Verwal-
tungsaufwand privater Versicherun-
gen um ein Vielfaches höher als in 
den gesetzlichen Kassen. 

Auch wenn nicht alle Argumente 
überzeugen – Reiners Buch enthält für 
Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter im Gesundheitswesen viel 
Nützliches.		       -dab

Immer aktuell informiert – mit dem 
ver.di-Newsletter über Entwicklungen 
in der Branche und gewerkschaftliche 
Positionen, erscheint alle ein bis zwei 
Wochen.

       
Hier abonnieren: 

        vod.verdi.de/newsletter_reg/30

Newsletter

Altenpfleger/innen sind fast doppelt 
so stark von psychischen Störungen 
betroffen wie der Durchschnitt aller 
Beschäftigten. Auch Kolleg/innen in 
der Krankenpflege, im Rettungsdienst 
und in der Geburtshilfe werden laut 
BKK-Gesundheitsatlas 2017 häufiger 
aufgrund psychischer Probleme 
krankgeschrieben. Sylvia Bühler vom 
ver.di-Bundesvorstand führt das in 
einem Gastbeitrag unter anderem 
darauf zurück, dass die fachlichen 
Ansprüche an die eigene Arbeit auf-
grund von Zeit- und Personalmangel 
im Arbeitsalltag nicht erfüllt werden 
können.                                      -red

1951, Tbc-Krankenhaus Schloss Lanke bei Bernau: In 
»wohnlich eingerichteten Zimmern finden die Schwestern 
die notwendige Entspannung nach ihrer verantwortungs-
vollen Arbeit«. Nein, das ist wohl kein Blick ins Schwes-
ternwohnheim. Solche Ruheräume wurden bis Anfang der 
1970er Jahre angeboten und zugemutet. 		

Denn hier warteten die Kolleginnen in einer extralangen 
Mittagspause auf den zweiten Teil ihrer Schicht – bis in 
den späten Abend hinein. Geteilter Dienst, oder genauer 
»Doppelschicht«, gilt heute als Verstoß gegen die men-
schengerechte Gestaltung der Arbeitszeit (ArbZG § 6  
Absatz 1).                                                                 -tob
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Ein Theaterbesuch vom Hauptgewinn

Quelle: BKK Gesundheitsatlas 2017, S.37 Grafik: werkzwei Detmold, Freepik

Stress macht krank
Krankheitstage aufgrund psychischer Störungen

Arbeitsunfähigkeits-Tage pro Jahr 
je BBK-Mitglied im Durchschnitt

Krankenpflege,
Rettungsdienst,

Geburtshilfe

Altenpflege
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»Dahinter stecken immer kluge Köpfe.« In diesem Fall Kolleginnen und 
Kollegen der Unfallchirurgischen Ambulanz und der Zentralen Patienten- 
aufnahme im Verbundkrankenhaus Bernkastel-Wittlich, am 19. September 
bei ihrer Mittagspause. 

Hartmut Reiners:  
Privat oder Kasse?  
Politische Ökonomie  
des Gesundheitswesens,  
Hamburg, VSA, 2017,  
144 Seiten, 11,80 Euro,  
ISBN: 978-3-89965-760-9
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